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Der Vize-Präsident
Minister für nachhaltige Entwicklung
und öffentliche Verwaltung
NOTE AN DIE WALLONISCHE REGIERUNG 
Ziel: Kommunales Aktionsprogramm 2014-2016
A. Vorgeschichte
Das wallonische Gesetzbuch für Wohnungsbau und nachhaltiges Wohnen sieht vor, dass jede Gemeinde ein kommunales Wohnungsbauprogramm erstellt. Sollte ein Gemeinderat nicht innerhalb der von der Regierung gesetzten Frist ein Wohnungsbauprogramm verabschieden, kann die Gemeinde finanziell bestraft werden, wenn sie die von der Regierung festgelegten Ziele nicht erreicht. Die Regierung ist dabei, die Anwendungsbedingungen und das Strafmaß festzulegen, die ab diesem Programm Anwendung finden. Die Strafen gehen von 10 bis 30.000 Euro pro fehlender Wohnung für die Dauer eines Dreijahresplans, wobei sich die Anzahl der fehlenden Wohnungen nicht auf die 10 %-Vorgabe, sondern auf die spezifischen Ziele (Nutzung des Ziehungsrechts entsprechend der Mindestanzahl an von der Gemeinde zu schaffenden Wohnungen, Anzahl der zu schaffenden Übergangswohnungen, etc.) bezieht. Das Ziehungsrecht (droit de tirage) wird als Anlage an das vorliegende Rundschreiben angehängt.
Die Wohnbaupolitik ist eine Politik der Nähe mit dem Ziel, die vielfältigen, in der Gemeinde festgestellten Bedarfe zu befriedigen. Dabei sind mehrere Schwerpunkte zu verfolgen, die Antworten auf die verschiedenen Herausforderungen bieten, mit denen die Wallonie konfrontiert ist. Dazu zählen insbesondere:
· Das Wachstum der wallonischen Bevölkerung um geschätzt 455.000 Personen bis 2030. Die zahlenmäßige Erhöhung des Wohnungsbestandes, im privaten ebenso wie im öffentlichen Sektor, wird auf 350.000 neue Wohnungen geschätzt.
· Die Armut eines Teils der wallonischen Bevölkerung und somit der Bedarf an öffentlichen Wohnungen in der gesamten Region der Wallonie unter Berücksichtigung neuer Armutssituationen und der Notwendigkeit einer sozialen Durchmischung im Rahmen der regionalen Solidarität,
· Die Alterung der Gesellschaft, die die Schaffung von Wohnungen erfordert, die den Bedürfnissen von Personen mit eingeschränkter Autonomie gerecht werden. 
· Die Energiewende, was die Sanierung bestehender Wohnungen und die Schaffung von Wohnungen mit niedrigem Energieverbrauch notwendig macht, um die Verteuerung der Energiekosten für die Bevölkerung abzufedern und die Abhängigkeit von fossilen Rohstoffen zu verringern.
Diese Herausforderungen betreffen alle Entscheidungsebenen und implizieren, dass von der öffentlichen Hand koordinierte Maßnahmen durchgeführt werden, wobei die Aktivitäten der privaten Akteure zu berücksichtigen ist. In diesem Kontext möchte die Regierung den öffentlichen Wohnungsbestand zahlenmäßig erhöhen, und zwar durch Erleichterungen bei der Realisierung von Projekten, durch eine Verbesserung der Qualität und der Nachhaltigkeit der Wohnungen und durch eine verstärkte Einbeziehung der Bedarfe der betroffenen Bevölkerungen. 
Mit der Umsetzung einer kommunalen Aktionsstrategie in Sachen Wohnungsbau wollen wir uns den verschiedenen regionalen Herausforderungen stellen ebenso wie den Gemeinden die Möglichkeit geben, den spezifischen Bedarfen ihrer Bevölkerung gerecht zu werden. 
B. Vorstellung des Dossiers
Das in der Anlage angehängte Rundschreiben legt die Ziele der Regierung für die Jahre 2014, 2015 und 2016 dar.
Dieses Dokument und seine Anlagen stehen auf der Website der Verwaltung zum Download bereit:
http://dgo4.spw.wallonie.be/dgatlp/dgatlp/default.asp 
1. Die Politik für Wohnungsbau und nachhaltiges Wohnen: Herausforderung und Chance für die Gemeinden 
Das wallonische Gesetzbuch für Wohnungsbau und nachhaltiges Wohnen erkennt die Gemeinde als Betreiber des Wohnungswesens an und stellt klar, dass die Gemeinden und der Verband CPAS ihre Ziele und die Grundzüge der durchzuführenden Maßnahmen festlegen, um das Recht auf eine angemessene Wohnung umzusetzen (Art. 187, §1). 
Im Übrigen erhält die Gemeinde mit einer echten, auf lokaler Ebene umgesetzten Wohnungsbaupolitik, sofern sie einen fundamentalen Bedarf einer jeglichen Person berührt, die Möglichkeit, eine echte Rolle der Nähe zu übernehmen und auf Dynamiken zu bauen oder Dynamiken zu verstärken, in denen sie kompetent ist. Hiervon sind unter anderem die politischen Ausrichtungen für Raumordnung, Entwicklung und Wirtschaftsförderung sowie Sozialwesen betroffen. Die Entwicklung eines kommunalen Wohnungsbauprogramms in enger Abstimmung mit anderen strategischen Instrumenten (Plan Stratégique Transversal, lokale Agenda 21, Strukturschema, Programm zur ländlichen Entwicklung, Plan für sozialen Zusammenhalt, ...) heißt auch, sich die Möglichkeit zu geben, diese zukunftsorientierten Visionen zu konkretisieren und in die Tat umzusetzen.
Die Wohnungsbaupolitik ermöglicht so, in heruntergekommenen Stadtvierteln konkret tätig zu werden, gegen Gesundheitsschädlichkeit zu kämpfen, neue Urbanisierungen zu strukturieren, private Investitionen zu unterstützen, usw.
Und sie ermöglicht der Bevölkerung darüber hinaus, die Maßnahmen der öffentlichen Hand zur Verbesserung der Lebensqualität aller "mit eigenen Augen zu sehen".
In der Veröffentlichung "Wohnen in einem nachhaltigen Viertel" des Ministers für nachhaltige Entwicklung, zuständig für den Wohnungsbau, die allen Gemeinden und Akteuren des Wohnungswesens im Jahr 2010 zugegangen ist, finden die lokalen Entscheidungsträger Beispiele für durchgeführte Wohnbauprojekte in Wallonien und im Ausland, die aufzeigen, wie Politik für Wohnungsbau und nachhaltiges Wohnen auf lokaler Ebene erfolgreich umgesetzt werden kann.
Diese durchgeführten Wohnbauprojekte können als Inspiration oder Stimulanz für neue Projekte auf Gemeindeebene dienen. Die Veröffentlichung steht auf der Website der Maison de l’Urbanité zum Download bereit: http://www.maisondelurbanite.org/sites/default/files/publications/2011/habiter-en-quartier-durable/fichiers/habiter-en-quartier-durable.pdf
Dieses Vademekum für nachhaltiges Bauen, mit einem umfangreichen Teil für Wohnungsbau, ist auf der Website der Société Wallonne du Logement abrufbar: www.swl.be
Darüber hinaus wurde eine Recherche zum innovativen privaten Wohnungsbau durchgeführt; manche dieser Aspekte können auch auf den öffentlichen Wohnungsbau übertragen werden. Die Erkenntnisse aus dieser Recherche stehen auf der Website unter folgender URL zur Verfügung: http://www.uwa.be/resultats-de-la-recherche/recueil.htm?Ing-fr 
1.1. Die Erklärung zur Wohnbaupolitik 
Das wallonische Gesetzbuch für Wohnungsbau und nachhaltiges Wohnen erkennt die Gemeinde als Betreiber des Wohnungswesens an und stellt klar, dass die Gemeinden und der Verband CPAS ihre Ziele und die Grundzüge der durchzuführenden Maßnahmen festlegen, um das Recht auf eine angemessene Wohnung umzusetzen (Art. 187, §1). Diese Erklärung wird innerhalb einer Frist von neun Monaten nach der Erneuerung der Gemeinderäte erstellt. Das Dokument dient als Richtschnur zur Erarbeitung und Umsetzung von Bau- und Renovierungsprogrammen. Es wird darum gebeten, diese Erklärung bis zum 30. September 2013 an die SPW (Service Public Wallonie) zu senden.
1.2. Aufgaben der Gemeinden 
Zur Erinnerung: Gemäß Artikel 190, § 2 wallonisches Gesetzbuch für Wohnungsbau und nachhaltiges Wohnen muss jede Gemeinde, deren Programm von der Regierung ganz oder teilweise genehmigt wurde:
· eigene Servicestellen Wohnen betreiben, insbesondere zwecks koordinierter Information der Bürger über mögliche Hilfsleistungen und ihre Rechte in Sachen Wohnen.
· eine fortlaufend aktualisierte Bestandsliste nicht belegter Wohnungen führen (siehe Artikel 80).
· eine fortlaufend aktualisierte Bestandsliste der Baugrundstücke führen.
· eine fortlaufend aktualisierte Bestandsliste der leer stehenden Gebäude führen, die juristischen Personen des öffentlichen Rechts gehören.
· eine fortlaufend aktualisierte Bestandsliste über Möglichkeiten für dringliche Umquartierungen führen.
· eine Gemeindeverordnung über Leerstände beschließen, nach der leer stehende Wohngebäude mit weniger als 5.000 m2 insbesondere einer Besteuerung unterliegen. 
Die Ergebnisse dieser verschiedenen, fortlaufend aktualisierten Bestandslisten müssen im Rahmen des kommunalen Aktionsprogramms 2014-2016 anhand von Vordrucken, die an das Rundschreiben angehängt sind, an die Verwaltung weitergeleitet werden.
Der Beschluss des Gemeinderates und die Gemeindeverordnung über Leerstände und Besteuerung leer stehender Wohngebäude sind an das Dossier anzuhängen. 
Bei der Auswahl der eingereichten Projekte werden diese Informationen berücksichtigt.
1.3. Auswirkungen auf den Gemeindenfonds: 
Zur Erinnerung: Gemäß Artikel L-1321-1 folgende des Gesetzes über lokale Demokratie und Dezentralisierung (Code de la Démocratie Locale et de la Décentralisation) fließt das Kriterium "Prozentsatz öffentlicher oder geförderter Wohnungen" in die Berechnung des den Gemeinden im Rahmen des Gemeindenfonds zugestandenen Budgets ein. Gemäß oben genannter Verordnung vom 15. Juli 2008 wird ein "Wohnungsquotient" ("ratio logement") in die Berechnungsgrundlage für die Aufteilung des Fonds einbezogen. Wichtig ist hier, ob der Quotient der betreffenden Gemeinde unter 10 %, über 10 % oder bei genau 10 % liegt. Unter Wohnungsquotient versteht man: "das in Prozent ausgedrückte Verhältnis zwischen öffentlichen und geförderten Wohnungen und der Gesamtzahl der Haushalte" (Art. L1332-1, § 3 der Verordnung vom 15. Juli 2008).
Der zugesprochene Betrag auf der Basis des Kriteriums "Wohnungsbau" macht 7 % der "verteilten Dotation" ("dotation répartie") aus.
Nach der Entscheidung der wallonischen Regierung vom 15. Juli 2008, die Gemeinden zum einen zu motivieren, die Schaffung von öffentlichem oder gefördertem Wohnraum in die Regionalpolitik aufzunehmen, und zum anderen die Gemeinden zu bestrafen, die sich weigern, den Maßgaben der Regionalpolitik zu folgen, setzt sich die Dotation für öffentlichen oder geförderten Wohnraum aus 2 Tranchen zusammen: 

· eine Tranche "Bestand" zur Finanzierung der Gemeinden, die die Ziele der wallonischen Regierung in Sachen Wohnraumschaffung bereits erfüllt haben (Gemeinden mit mindestens 10 % öffentlichem oder gefördertem Wohnraum in Bezug auf die Gesamtzahl der Haushalte in ihrem Gemeindegebiet). 
· eine Tranche "Bonus" als finanzieller Anreiz für die Gemeinde, die unterhalb der gesetzten Ziele liegen, sich diesbezüglich der Regionalpolitik anzuschließen (Gemeinden mit weniger als 10 % öffentlichem oder gefördertem Wohnraum).
Die Verteilung der 7 %, ursprünglich hälftig zwischen den beiden Tranchen aufgeteilt, wird sich schrittweise in Richtung 6 % für die Bestands-Tranche und 1 % für die Bonus-Tranche bewegen. 
Je nach Anzahl des öffentlichen oder geförderten Wohnungsbestands in ihrem Gebiet müssen die die Bonus-Tranche in Anspruch nehmenden Gemeinden bestimmte Bedingungen erfüllen: 
· Gemeinden mit weniger als 5 % öffentlichem oder gefördertem Wohnraum müssen einen Dreijahres-Aktionsplan einbringen, der die Schaffung von mindestens einem voraussetzungskonformen Wohnbauprojekt beinhaltet.
· Gemeinden mit weniger als 5 % öffentlichem oder gefördertem Wohnraum müssen einen Dreijahres-Aktionsplan einbringen,der die Schaffung einer Anzahl an Wohnbauprojekten beinhaltet, die mindestens dem Minimum von 5 % der Gesamtzahl der öffentlichen oder geförderten Wohnungen entspricht, die die Gemeinde zur Erreichung der von der Region der Wallonie festgelegten 10 % Marke realisieren muss. 
Die Mindestanzahl der von den Gemeinden im Aktionsplan beantragten Wohnungen, um Mittel aus dem Gemeindenfonds in Anspruch nehmen zu können, ist in Anlage 1 dieser Note an die wallonische Regierung dargelegt.
1.4. Aussichten im Bereich Hygiene und Sicherheit 
Das Wohnbaugesetzbuch sieht in Artikel 7 folgende vor, dass für jede Zwangsräumung aufgrund eines Unbewohnbarkeitserlasses durch den Bürgermeister ein Umquartierungsangebot vorgelegt werden muss.
Die Gemeinde und der Verband CPAS werden diesbezüglich aufgefordert, eine ausreichende Anzahl an Übergangswohnungen zu schaffen und den öffentlichen Wohnbaugesellschaften SLSP (Sociétés de logement de service public) gemäß Artikel 132 wallonisches Wohnbaugesetzbuch die Bewirtschaftung für einige Wohnungen durch den CPAS anzubieten.
2. Die von der Wallonie verfolgten Ziele
Im Rahmen der "Erklärung zur Regionalpolitik" (Déclaration de Politique Régionale) hat die Regierung ihren Wunsch bekräftigt, "den Zugang zu angemessenem, erschwinglichem und nachhaltigem Wohnraum zu garantieren." Nach Konsultation aller Akteure anlässlich der "Workshops Wohnen" wurden die in der Erklärung definierten Ziele in einer Leitnote (note d'orientation) zur Wohnbaupolitik festgehalten, die von der Regierung am 16. Dezember 2010 gebilligt wurde. Diese Note gab auch einen Überblick über die für die Erreichung der gesetzten Ziele noch durchzuführenden verordnungsrechtlichen Anpassungen und Maßnahmen. Auf dieser Grundlage wurde die Reformverordnung des wallonischen Gesetzbuches für Wohnungsbau und nachhaltiges Wohnen am 9. Februar 2012 vom wallonischen Parlament verabschiedet und ist am 1. Juli 2012 in Kraft getreten. Eine zweite Änderung des Gesetzbuches wurde am 15.05.2013 vom wallonischen Parlament gebilligt.
Vor diesem Hintergrund führt das in der Anlage angehängte Rundschreiben die von den lokalen Akteuren zur Konkretisierung dieser Ziele durchzuführenden Maßnahmen im Detail auf. Die vorliegende Note beschränkt sich darauf, die in dem Rundschreiben entwickelten Ziele darzulegen:
· Mehr Wohnungen mit regulierter Miete auf den Wohnungsmarkt bringen.
· Neue Projekte sinnvoll auswählen und sowohl architektonisch als auch städtebaulich qualitativ hochwertige Wohnungen schaffen. 
· Grundstücks- und Immobilienreserven mobilisieren. 
· Eine soziale und funktionale Durchmischung sicherstellen.
· Wohnungen anbieten, die an die Bedürfnisse der Bevölkerung angepasst sind.
· Wohnungen schaffen, die alters- und behindertengerecht ausgestattet werden können. 
· Ein Angebot an Übergangs-und Eingliederungswohnungen sicherstellen.
· Die Nebenkosten senken.
Was dieses letzte Ziel betrifft, so werden die Betreiber ermutigt, Wohnbauprojekte mit Passivhaus- oder gleichwertigem Standard oder Plusenergiehäuser zu entwickeln, um die von der Erklärung zur Regionalpolitik (DPR) bis 2017 und von Europa bis 2020 gewollte Generalisierung vorzubereiten. Die Finanzierungserlasse sehen zusätzliche Mittel für Mehrkosten dieser Art von Wohnbauprojekten vor. Ein zusätzliches Budget von 14 Millionen Euro (in Bezug auf die vorhergehenden Pläne zur kommunalen Verankerung) ist für diesen Wohnungstyp in 2014 vorgesehen. Die 150 Wohnungen, die somit gebaut werden können, werden Gemeinden ohne Ziehungsrecht oder Gemeinden mit Ziehungsrecht zusätzlich zu diesem zugesprochen.
3. Bandbreite der Maßnahmen
3.1 Schaffung von Wohnraum
Die Bedarfsvielfalt der Bevölkerung setzt auch eine entsprechende Vielfalt der von der öffentlichen Hand gemachten Angebote voraus. Zur Erfüllung der lokalen und regionalen Ziele können verschiedene Wohnungstypen geplant werden. Zur Erinnerung: Dabei handelt es sich um:
· Neubau- und Sanierungs-Kaufprojekte:
· Sozialwohnungen
· Gleichgestellte Sozialwohnungen
· Übergangswohnungen
· Eingliederungswohnungen (nur Sanierung)
· Bewirtschaftung von Wohnungen aus dem Bestand privater Eigentümer:
Die Region möchte Wohnungsbestände privater Eigentümer durch Übernahme der Bewirtschaftung durch die AIS oder APL mobilisieren und diesen Akteuren Fördermittel oder rückzahlbare Vorschüsse für Sanierungsarbeiten in diesen Beständen vor der Vermietung zur Verfügung stellen. Die öffentlichen Wohnbaugesellschaften können jetzt auch private Wohnungen übernehmen und hierfür dieselben Hilfen in Anspruch nehmen. Diese Politik wurde auch auf alle Wohngebäude ausgeweitet, statt nur für Wohnungen, die seit mindestens einem Jahr leer stehen. 
Diese Politik bietet die Möglichkeit, auf die Nachfrage zu reagieren und vertragliche Mieten auszuhandeln, die unter den Marktmieten liegen.
Dem privaten Eigentümer, der Wohnraum zur Verfügung stellt, werden verschiedene Vorteile angeboten:
· Die Befreiung vom Immobilien-Vorsteuerabzug.
· Die Sicherheit regelmäßiger Mietzahlungen.
· Die Sicherheit der Instandhaltung der gemieteten Immobilien.
· Die Befreiung von der Gemeindesteuer auf leer stehende Gebäude.
Darüber hinaus gibt es für große Wohnungen die Möglichkeit des Mietzuschusses, die ab dem 1. Januar 2014 für alle neu bewirtschafteten Wohnungen Anwendung findet. 
Diese Wohnungen werden während der gesamten Zeit der Bewirtschaftung auf den Bestand der 10 % an öffentlichen, geförderten oder mietpreisgebundenen Wohnungen angerechnet. 
Gemeinden mit weniger als 5 % öffentlichen Wohnungen sind verpflichtet, von einem Akteur ihrer Wahl mindestens eine Wohnung pro Jahr zur Bewirtschaftung zu übernehmen. Kommt die Gemeinde dieser Anforderung nicht nach, wird dies finanziell geahndet.
Entsprechende Mittel für diese Politik werden im Rahmen der Jahresbudgets zugeteilt.
·  Sonderprojekte:
Sonderprojekte betreffen gezielte Bevölkerungsgruppen, die einen besonderen Wohnungstyp benötigen. Angesichts ihrer Besonderheit können manche dieser Projekte Abweichungen bei den Zuteilungsregeln gemäß Artikel __ AGW vom 6. September 2007 begründen. Als Inspiration können Projekte dienen, die im Rahmen von Projektausschreibungen für nachhaltiges Wohnen (2010 und 2011) berücksichtigt wurden. Die in dem Rundschreiben enthaltenen Typen für Sonderprojekte sind Folgende:
· Mehrgenerationenwohnungen
· Studentenwohnungen
· Gemeinschaftswohnungen und Formen von Wohngemeinschaften
· Wohnungen für Personen mit Mobilitätseinschränkung
· Alten- und Pflegewohnheime
· Wohnungskaufprojekte über "Community Land Trust".
Der Typ Sonderprojekte bedarf einige Erläuterungen. Die Gemeinden können Vorschläge für den Kauf oder die Aufwertung von Grundstücken oder Gebäuden zwecks Sanierung oder Errichtung von Wohnungen im Rahmen der Strukturen vom Typ "Community Land Trust" einreichen.
Die Funktionsweise der Community Land Trust basiert auf folgenden allgemeinen Mechanismen: 
· Der Trust, gegründet in Form einer juristischen Person (Kooperative, ASBL, Stiftung), ist und bleibt Eigentümer des Grundbesitzes.
· Es gibt eine Trennung zwischen Grundbesitz und Gebäuden,.wobei die Gebäude den Nutzern gehören, die ein Nutzungsrecht an diesem Grundbesitz erhalten.
· Der Käufer des Nutzungsrechtes verfügt über alle mit dem Eigentum verbundenen Rechte: das Recht, die Sache so lange zu nutzen, wie er es möchte, das Recht, über die Sache zu verfügen (Bsp.: sie umzuwandeln, sie zu verkaufen, sie zu verschenken, etc.).
· Er ist jedoch verpflichtet, zwei Bedingungen einzuhalten:
1. Wenn er sein Eigentum verkauft, übt der Trust sein Vorkaufsrecht aus und der Verkäufer erhält nur etwa ein Viertel der Wertsteigerung der Immobilie (Gewinn); der Rest fällt dem Trust zu.
2. Er muss die Immobilie selbst nutzen.
· Die dauerhafte Aufrechterhaltung des Zuschusses innerhalb des Trusts, um die Erschwinglichkeit zu sichern. 
· Die Eingangsförderung (Bodenpreis) wird vom Verkaufspreis der Immobilie abgezogen. Ebenso sind etwa 75 % der beim Weiterverkauf der Wohnung erzielten Wertsteigerung für den Trust bestimmt und werden für den Betrieb, den Unterhalt und die Entwicklung des Immobilienvermögens verwendet. Dieser Mechanismus ermöglicht in gewisser Weise, die Förderung durch das Kappen der Wertsteigerung der Immobilie zu aktualisieren.
· Das Entscheidungsorgan des Trusts bezieht die Nutzer (die Bewohner) und die öffentliche Hand, für letztere mit 2/3 der Entscheidungsgewalt, mit ein. Die Anwohner werden, wenn es sich um Überlegungen zu den Standorten und um die Entwicklung der Projekte geht, dem Entscheidungsorgan des Trusts beigeordnet. Die Personen, die im Umfeld der Community Land Trusts (CLT) wohnen, haben dort folglich ein spezifisches Interesse in Bezug auf die Nutzung der Bereiche und/oder die moralische Unterstützung. In dieser Eigenschaft werden sie in die Governance des CLT eingebunden.
· Der Trust ist verantwortlich, dass das verwaltete Vermögen für die untersten Einkommensschichten erschwinglich bleibt. Er begleitet die in die Wertschöpfung eingebundenen Haushalte und den Erhalt ihres Vermögenswertes und beobachtet ihre Finanzierungskraft.
· Der Erfolg der CLT beruht auf der Realisierung einer sehr starken Durchmischung der Bürger und Funktionen in denselben Wohnbereichen. 
3. Die Durchmischung der Bürger beruht auf zwei wesentlichen Elementen: Dem Zugang zu aufgewerteten Räumlichkeiten durch Abzug des Bodenpreises beim Kauf des Hauses einerseits und die Vielfalt der möglichen Vertragskonstruktionen zwischen dem Bewohner und dem Wohnraum andererseits (Personen, die in denselben Wohnbereichen mieten, in denen andere im alleinigen Eigentum, andere im gemeinschaftlichen Eigentum, noch andere im Rahmen einer Genossenschaft kaufen). Die Durchmischung kommt auch aus der Realisierung eines Wohnungsangebotes, das auf verschiedene Haushaltsprofile eingeht (Senioren, Haushalte mit niedrigen, mittleren und hohen Einkünften, behindertengerechte Wohnungen, Wohnungen für Großfamilien, ...). 
4. Die Durchmischung der Funktionen zeigt sich in der Koexistenz von Produktionsbereichen für Unternehmen an denselben Orten, insbesondere von sozialwirtschaftlichen und Serviceunternehmen, von Bereichen zum Wohnen und Bereichen, die für Infrastrukturen bestimmt sind, die dem Gemeinwohl dienen ... 
Die SLSP oder Gemeinden und die kommunalen Wirtschaftsbetriebe sowie der wallonische Wohnbaufonds (Fonds du Logement Wallon) und die SWCS in möglicher Koordination mit den APL sind in der Lage, diesen Strukturform zu schaffen. Die Société Wallonne de Crédit Social (SWCS) und der Fonds du Logement Wallon haben den zusätzlichen Auftrag erhalten, potenzielle Käufer für diese Form des Wohnens zu unterstützen.
Die Betreiber können Fördermittel für besondere Aufwendungen im Zusammenhang mit dem Projektaufbau und Fördermittel für den Erwerb eines Grundstücks oder eines Gebäudes in Anspruch nehmen. Die Betreiber können einen Vorschuss für die Errichtung oder die Sanierung von Wohnungen in Anspruch nehmen.
Bei der Festlegung der Zuteilungsmodalitäten dieser Fördermittel oder Vorschüsse wird klargestellt, dass die Hilfsleistung(en) im Falle der Einstellung der Geschäftstätigkeit des Trusts entsprechend der Anzahl der Betriebsjahre des Projekts zurückzuzahlen sind.
Umfasst die Struktur private Betreiber, so können diese aus dem Projekt keinen finanziellen Gewinn ziehen, da die Bewohner nicht als Marktteilnehmer anzusehen sind. 
· Bedingte Wohnungseigentumsprojekte:
Die Gemeinden können Vorschläge für den Kauf oder die Aufwertung von Grundstücken oder Gebäuden zwecks Sanierung oder Errichtung von Wohnungen im Rahmen einer Stadtteilsanierung einreichen. Die betreffenden Projekte müssen sich in die von der Regierung anerkannten Eckdaten der städtischen Sanierung oder Revitalisierung oder in Viertel mit öffentlichem Wohnungsbau einfügen, für die eine Diversifizierung der Wohnbedingungen gewünscht wird. Zum Verkauf stehende Wohnungen müssen Ensembles bilden, die vom Mietwohnungsbestand der öffentlichen Wohnungsbaugesellschaften (Sociétés de logement de service public, SLSP) getrennt sind.
.
Die öffentlichen Wohnbaugesellschaften können einen Vorschuss für die Errichtung oder die Sanierung von Wohnungen in Anspruch nehmen. 
· Plan zur Dauerbesiedelung (Plan habitat permanent, Plan HP):
Wohnbauprojekte für Dauersiedler machen 2 % des Programms im Rahmen der Auswahl auf, sofern der Zusammenschluss der Begünstigten des Projekts tatsächlich besteht, und dies durch die Einbindung einer Struktur in das Projekt, die die Koordination des partizipativen Prozesses zur Aufgabe hat. Diese Projekte haben im Budget der Sonderprojekte Vorrang.
· Öffentlich-Private Partnerschaften (ÖPP):
Eine ÖPP besteht im Zusammenschluss einer öffentlichen Behörde mit einem privaten Betreiber mit dem Ziel der Planung, der Finanzierung, der Errichtung und möglicherweise des Betriebs eines Gemeinwohlprojektes. Der Zusammenschluss mit einem privaten Partner kann bei der Realisierung von Großprojekten (mit mindestens 20 Wohnungen) oder gemeinschaftlichen Programmen (andere Aktivität als Wohnbau) für die öffentliche Hand von Interesse sein. 
Dieser Projekttyp wird bei der Errichtung von zum Verkauf bestimmten Wohnungen unterstützt.
3.2  Schaffung von Verkehrswegen, Ausstattungen und öffentlichen sowie gemeinschaftlichen Bereichen
Die Schaffung von Wohnungen muss, je nach lokalem Umfeld, regelmäßig von der Schaffung von Verkehrswegen, öffentlichen Bereichen, Gemeinschaftsräumen und kleinen Infrastrukturen begleitet werden, die den Bewohnern ein qualitativ hochwertiges Lebensumfeld bieten. Die Fördermittel für Verkehrswege und deren Ausstattung (ohne öffentliche Bereiche wie Plätze, Spielplätze, Grünflächen), die größere Wohnbauensembles bedienen, dürfen einen Höchstbetrag von 15.000 Euro pro Einfamilienhaus und 7.500 Euro pro Wohnung nicht übersteigen.
Anträge für Fördermittel für derartige Verkehrswege werden zusammen mit den Anträgen für die betreffenden Wohnungen eingereicht. Anträge für Fördermittel für öffentliche Bereiche wie Plätze, Spielplätze, Grünflächen, etc. zwecks Schaffung eines qualitativ hochwertigen Lebensumfeldes für Bewohner von größeren Wohnbauensembles werden zusammen mit den Anträgen für die betreffenden Wohnungen eingereicht. Die öffentlichen Wohnbaugesellschaften können darüber hinaus Fördermittel für die Finanzierung von kleinen Sportinfrastrukturen auf der Straße in Anspruch nehmen. Die Betreiber können Anträge für Fördermittel zur Schaffung von Räumlichkeiten einreichen, die für gemeinschaftliche Aktivitäten innerhalb der öffentlichen Wohnbauensembles bestimmt sind.
Auch Gemeinschaftsgärtner können eine Bezuschussung für die Schaffung ihres Gemeinschaftsgartens in Anspruch nehmen.
Für die Ausstattung von Flächen für die Aufnahme von fahrendem Volk stehen regionale Hilfen zur Verfügung. 
Die departementsübergreifende Direktion für sozialen Zusammenhalt in der Wallonie (Direction Interdépartementale de la Cohésion Sociale du Service Public de Wallonie) steht den Gemeinden zu diesem Thema gerne beratend zur Seite.
 
4. Die Finanzierung
Die Tätigkeit der vom Gesetzbuch für Wohnungsbau und nachhaltiges Wohnen anerkannten Immobilienbetreiber erfährt von der Wallonie eine sehr starke finanzielle Unterstützung. Für jedes der 3 Jahre (2014, 2015 und 2016) ist, wie in den Vorjahren, ein Jahresbudget von 65 Millionen [Euro] vorgesehen. 
Das von der Region Wallonie für das Programm der kommunalen Verankerung zugeteilte Budget gliedert sich in drei Teile:
Erster Teil:
Der erste Teil in Höhe von 65 % des Regionalbudgets für Verankerung wird aufgeteilt. Die Aufteilung basiert
· einerseits auf:
- 3 % der Gesamtzahl der öffentlichen oder geförderten Wohnungen, die die Gemeinde realisieren muss, um das von der Region Wallonie verfolgte Ziel von 10 % zu erreichen, wenn die Gemeinde über weniger als 5 % öffentliche oder geförderte Wohnungen verfügt;
- 2 % der Gesamtzahl der öffentlichen odergeförderten Wohnungen, die die Gemeinde realisieren muss, um das von der Region Wallonie verfolgte Ziel von 10 % zu erreichen, wenn die Gemeinde zwischen 5 und 10% öffentliche oder geförderte Wohnungen verfügt; 
· andererseits auf zwei Kriterien, nämlich der Anzahl der Mietwohnungsbewerber, die eine Sozialwohnung beantragen und im Gemeindegebiet wohnen, und der synthetische Index des sozialen Zusammenhaltes. Gemeinden mit mehr im Gemeindegebiet wohnenden Mietwohnungsbewerbern als bestehenden öffentlichen oder geförderten Wohnungen bekommen eine zusätzliche Wohnung; Gemeinden mit einem positiven Index für sozialen Zusammenhalt bekommen 1 oder 2 zusätzliche Wohnungen, je nach dem, ob ihr Index unter oder über 10 % liegt.
Der Umfang des "Ziehungsrechtes" wird in der Anzahl der Wohnungen ausgedrückt. Dieser Umfang ist informatorisch, stellt jedoch den Mindestumfang dar, den die Gemeinde in Anspruch nehmen kann, sofern die vorgeschlagenen Projekte den Vorschriften des vorliegenden Rundschreibens genügen und die Bewertung des Fortschritts der im Rahmen der Verankerungen 2007 bis 2013 genehmigten Projekte zufriedenstellend ist. Das Formular zur Einreichung von Projekten für die nächste Verankerung enthält auf Seite 5 die Fragen, anhand derer diese Bewertung vorgenommen wird. 
Im Rahmen des Planes zur kommunalen Verankerung 2012-2013 bezieht sich die Bewertung auf die Anzahl der Wohnungen, für die die Dienstleistung (Beauftragung des Architekten) von den geschäftsführenden Organen der Betreiber beauftragt wurde und die Anzahl der Wohnungen, für die der Vorentwurf oder der Entwurf von den geschäftsführenden Organen der Betreiber beauftragt wurde. 
Für die drei Verankerungsprogramme (2007-2008, 2009-2010 und 2012-2013) bezieht sich die Bewertung auf die Anzahl der Wohnungen, die auf aufgegebenen Projekte entfallen, ganz gleich, ob auf Entscheidung der Betreiber oder aufgrund Überschreitung der Fristen ohne Antrag auf Fristverlängerung. 
Diese Bewertung der Dynamik der Gemeinden und ihrer Betreiber wird vor der Analyse der mit selbem Formular für die Verankerung 2014-2016 eingereichten Projekte im Ministerkabinett präsentiert. Die Bewertung kann als mögliche Folge eine Reduzierung des Ziehungsrechtes für das Verankerungsprogramm 2014-2016 nach sich ziehen. Gemeinden mit einer Realisierungsrate, die die Erwartungen unterschreitet, haben jedoch die Möglichkeit, von einer Berufungskammer gehört zu werden und die Gründe darzulegen, die zu dieser Untererfüllung geführt haben.
Die Berufungskammer setzt sich aus der Verwaltung für Wohnungsbau, der SWL und einem Vertreter des Ministerpräsidenten, einem Vertreter des Wohnbauministers, einem Vertreter des Haushaltsministers und einem Vertreter des Ministers für kommunale Körperschaften zusammen. Die Anhörungen der Gemeinden, die dies beantragt haben, in Begleitung der von der Bewertung betroffenen Betreiber, durch die Berufungskammer finden nach der IC-Prüfung der Bewertung der Realisierungsrate der vorhergehenden Verankerungsprogramme statt, und dies unbeschadet der parallel laufenden Fortsetzung der Analyse der mit selbem Formular für die Verankerung 2014-2016 eingereichten Projekte der Gemeinden, die von dem Verfahren der Berufungskammer nicht betroffen sind. 
Im Falle der Bestätigung der Reduzierung des Ziehungsrechtes durch die Regierung wird das Strafmaß anhand des ursprünglichen Ziehungsrechtes ermittelt.
An einer möglichen Neuverteilung der von der Regierung einbehaltenen Ziehungsrechte nehmen alle Gemeinden teil, die ein Aktionsprogramm eingereicht haben. 
Die Gemeinde kann die Anzahl der bewilligten Wohnungen auf die Bereiche Neubau, Kauf und Sanierung verteilen.
Gegebenenfalls kann die Regierung den in diesem Teil nicht bewilligten Betrag auf Projekte im 2. oder 3. Teil aufteilen.
Zweiter Teil:
Der zweite Teil in Höhe von 25 % des Regionalbudgets für Verankerung wird Projekten zugeteilt, die von Gemeinden eingereicht werden, die über mehr als 10 % öffentlichen oder geförderten Wohnraum verfügen, je nach ihrer Bedeutung im Verhältnis zu den Zielen der Regionalpolitik. Dabei handelt es sich beispielsweise um Projekte, die Synergien mit anderen Bauvorhaben und mögliche positive Folgewirkungen auf den privaten Wohnungssektor generieren.
Die Auswahlkriterien für diese Projekte sind folgende:
· Entwicklungsmaßnahmen, denen in den betroffenen Stadtvierteln oder Dörfern im Rahmen städtischer Sanierungsprogramme, städtischer oder ländlicher Revitalisierungsvorhaben, kommunaler Programme der ländlichen Entwicklung oder der Gestaltung von leer stehenden Wirtschaftsstandorten eine Multiplikatorfunktion zukommt.
· Entwicklungsmaßnahmen, die durch die Schaffung oder Sanierung einer großen Zahl von Wohnungen auf eine Belebung verkommener Stadtviertel oder eine Verdichtung bestehender Stadtviertel abzielen. 
· Große Entwicklungsmaßnahmen mit der Schaffung einer großen Anzahl von Wohnungen, deren Realisierung eine begrenzte Anzahl an Bauabschnitten erforderlich macht. 
Gegebenenfalls kann die Regierung den in diesem Teil nicht bewilligten Betrag auf Projekte im 1. oder 3. Teil aufteilen.
Dritter Teil:
Der dritte Teil in Höhe von 10 % des Regionalbudgets für Verankerung wird Projekten zugeteilt, die von der Regierung als Sonderprojekte im Rahmen der regionalen Ziele zum Wohnungsbau vorgemerkt sind. Es handelt sich hier um Projekte für besondere Zielgruppen (Dauersiedler, Studenten, Senioren, ...) oder innovative Projekte (Strukturen vom Typ Community Land Trust, Nullenergiehäuser, ...).
Gegebenenfalls kann die Regierung den in diesem Teil nicht bewilligten Betrag auf Projekte im 1. oder 2. Teil aufteilen.
Parallel zu diesem Budget in Höhe von 65 Millionen [Euro] für 2014, 2015 und 2016 ist für das Jahr 2014 ein weiteres Budget über einen Betrag von 14 Millionen aus dem Marshall-Plan 2.VERT vorgesehen, siehe Note an die Regierung vom 6. Oktober 2011 (pt B10). Dieses Budget ist für den Bau von Passivhäusern und gleichwertige Bauvorhaben reserviert. Diese Budgetlinie kann von allen Gemeinden in Anspruch genommen werden.

5. Das Prozedere
Der Ministerialerlass zur Durchführung der Verordnung der wallonischen Regierung (AGW) vom 19. Juli 2001 in Bezug auf das kommunale Aktionsprogramm zum Wohnungsbau verfügt über die Ausarbeitung und Präsentation des Aktionsprogramms.
Im Anhang zu diesem Erlass befindet sich ein auszufüllendes Formular, das auf der Website der Direction générale opérationnelle 4, Aménagement du Territoire, Logement, Patrimoine et Energie, unter folgender URL heruntergeladen kann: 
http://dgo4.spw.wallonie.be/dgatlp/dgatlp/default.asp 
Diese Dokumente befinden sich auch im Anhang des Rundschreibens.
5.1. Einzureichende Unterlagen:
Die angehängten Formulare greifen die Unterlagen auf, die von der Gemeinde einzureichen sind.
Die Aufmerksamkeit wird auf folgende Aspekte gelenkt:
· Die Protokolle der Abstimmungsmeetings sind an das Dossier anzuhängen.
· Jedes "Projektdatenblatt" ist mit der Unterschrift des mit der Durchführung des Projektes beauftragten Betreibers zu versehen.
· Für Entwicklungsmaßnahmen, die dies erfordern, ist von den Gemeinden eine Kopie der zwischen den Akteuren geschlossenen Vereinbarungen beizulegen (Bsp.: Vereinbarung über die Veräußerung eines Grundstücks). 
· Projekte, für die dingliche Rechte auf das Grundstück oder Wohngebäude bestehen, ist der Eigentumsnachweis oder die Kopie der mit dem Eigentümer geschlossenen Vereinbarung beizulegen. 
· Die genannten Vereinbarungen müssen die Kosten und die Vertragsbedingungen darlegen und von den Parteien unterzeichnet sein. Die Dauer von Erbpachtverträgen darf einen Zeitraum von 40 Jahren nicht unterschreiten. Eine aufschiebende oder aufhebende Vertragsklausel kann für den Fall vorgesehen werden, dass das Projekt von der Regionalverwaltung nicht akzeptiert wird.
Die Gemeinde muss ihre Erklärung zur kommunalen Wohnbaupolitik zusammen mit dem vorliegenden Programm einreichen. Die Gemeinde stützt ihren Antrag durch ein Analysedokument der quantitativen und qualitativen sowie kurz-, mittel- und langfristigen Wohnraumbedarfe
. Dieses Dokument umreißt auch die langfristigen Entwicklungsperspektiven der Gemeinde auf sozialökonomischer Ebene ebenso wie im Hinblick auf die Raumplanung und legt somit die Entwicklungspotenziale sowie die öffentlichen und/oder privaten Grundstücksreserven dar.
Die Ergebnisse der in Artikel 190§2 des wallonischen Wohnbaugesetzes vorgesehenen Bestandsaufnahmen sind dem Dossier beizufügen, ebenso wie der Beschluss des Gemeinderates zur Billigung der Gemeindeverordnung über Leerstände und Besteuerung leer stehender Wohngebäude und die Verordnung an sich. Das Vorhandensein und die ständige Aktualisierung dieser Bestandsaufnahmen werden kontrolliert; das Ergebnis dieser Überprüfung wird bei der Auswahl der Projekte berücksichtigt.
5.2. Qualität der Unterlagen:
Es ist festzustellen, dass zu viele der von der Regierung im Rahmen der Programme vor 2009 ausgewählten Projekte aufgegeben oder von den Betreibern substanziell verändert wurden. Diese Situation führt zu finanziellen Kosten und einem erheblichen Zeitverlust. Zur Vermeidung von Projektaufgaben werden die Betreiber aufgefordert, verortete Projekte vorzustellen, die angesichts ihrer fortgeschrittenen Projektreife in kürzester Zeit realisiert werden können. 
Besondere Aufmerksamkeit gilt hier der Baureife der Standorte, der Fähigkeit der Betreiber zur Durchführung der Maßnahmen und dem strukturellen Zustand der zu sanierenden Gebäude.
Für Neubauprojekte ist den Unterlagen ein Entwurf der geplanten Baumaßnahme auf einem topografischen Plan beizufügen, auf dem auch die zu schaffenden Verkehrswege und öffentlichen Bereiche eingezeichnet sind. Eine Analyse der rechtlichen (Zoneneinteilung auf dem Flächenwidmungsplan, Notwendigkeit oder nicht von kommunalen Flächennutzungsplänen - Stadtbebauungsplan oder ähnliches, Zonen non aedificandi, Karst- oder Überschwemmungsgebiete, etc.) und der technischen Zwänge (Entwässerung, Elektrizität, Wasser, Zugänglichkeit, etc.) des zu realisierenden Standorts.
Bei knapper Verfügbarkeit von öffentlichen Grundstücken in für den Städtebau vorgesehen Gebieten achtet die Regierung verstärkt auf die Realisierung von Projekten in konzertierten kommunalen Erschließungsgebieten (Zones d'aménagement communales concertées, ZACC), in blauen Zonen (Zones bleues) oder landwirtschaftlichen Gebieten (Zones agricoles), die jedoch gut gelegen sind. 
Für Sanierungsgebäude sind den Unterlagen ein Gestaltungsentwurf sowie Fotos beizufügen, die einen Eindruck über den Zustand des Gebäudes vermitteln.
Den Gemeinden wird dringend angeraten, Projekte einzureichen, deren Wohnungsanzahl 2 bis 3 Mal höher ist als die Anzahl der Wohnungen in Anlage 1 des vorliegenden Rundschreibens (die letzten beiden Rubriken).
5.3. Stadtplanung:
Den Betreibern wird empfohlen, die Unterlagen für Neubauprojekte vor Einreichen des Aktionsplans in der Regionalverwaltung dem zuständigen Amtsträger der DGO4 zur Prüfung vorzulegen und die Standort- und Projektoptionen für jedes Dossier validieren zu lassen (Standort, Art und Anzahl der Wohnungen, andere Gebäude, öffentliche Bereiche und Verkehrswege, ...). Zur Erleichterung der weiteren Bearbeitung werden die dem zuständigen Amtsträger vorgelegten Unterlagen von diesem gekennzeichnet; sein Bescheid wird den Unterlagen zur Einreichung im Rahmen des kommunalen Aktionsplans beigefügt.
Im Hinblick auf die Vorlage dieser Unterlagen gegenüber den zuständigen Amtsträgern wird den zuständigen Amtsträgern bis zum 31. Juli 2013 eine von den Ministern für Wohnbau und Raumordnung unterzeichnete Verwaltungsvorschrift zugesandt, um diese aufzufordern, im Rahmen ihres Vorbescheides für das Auswahlverfahren der Regierung alle von der CWATUPE gebotenen Möglichkeiten auszuschöpfen, vom Plan des Sektors (plan du secteur) unter Anwendung des Artikels 127 §3 abzuweichen, insbesondere wenn das öffentliche Wohnbauprojekt, auch wenn es in einer landwirtschaftlichen Zone, in einer blauen Zone oder in einem konzertierten kommunalen Erschließungsgebiet liegt, über eine gute Lage verfügt. 
Im Übrigen schicken die Minister für Wohnbau und Raumordnung den zuständigen Amtsträgern nach der Auswahl der Projekte im Rahmen der Verankerungpläne 2014-2016 eine Verwaltungsvorschrift, um diese aufzufordern, alle von der CWATUPE gebotenen Möglichkeiten hinzuzuziehen, vom Plan des Sektors (plan du secteur) unter Anwendung des Artikels 127 §3 abzuweichen, insbesondere wenn das öffentliche Wohnbauprojekt, auch wenn es in einer landwirtschaftlichen Zone, in einer blauen Zone oder in einem konzertierten kommunalen Erschließungsgebiet liegt, über eine gute Lage verfügt.
5.4. Einreichen der Unterlagen:
Die Projektformulare und -unterlagen müssen der Verwaltung bis spätestens 31. Oktober 2013 in zweifacher Ausfertigung an folgende Adresse zugesandt werden:
Direction générale opérationnelle 4, Aménagement du Territoire, 
Logement, Patrimoine et Energie.
Monsieur Philippe Dechamps, Directeur
Direction des Subventions aux organismes publics et privés
Rue des Brigades d’Irlande 1
5100 JAMBES
6. Analyse und Auswahl der Programme
6.1. Vor der Auswahl der Unterlagen durch die Regierung wird die Gruppe "Verankerung" der wallonischen Wohnungsbaugesellschaft (Société Wallonne de Logement, SWL) und der DGO4 eine Projektanalyse anhand der folgenden Kriterien vornehmen:
1. Einhalten der Verpflichtungen aus dem wallonischen Wohnbaugesetzbuch durch die Gemeinde: 
- Vorhandensein einer kommunalen Servicestelle Wohnen, 
- Verabschiedung einer Gemeindeverordnung zur Besteuerung leer stehender Wohngebäude,
- Vorhandensein der in Artikel 190§2 des Gesetzbuches vorgesehenen Bestandsaufnahmen (Übermittlung der genannten Bestandsaufnahmen),
- Vorlage der Protokolle der Abstimmungsmeetings.
2. Prozentsatz an öffentlichen oder geförderten Wohnungen auf dem Gemeindegebiet und Progression: 
- Vorhandensein eines Beschlusses der Gemeinden und CPAS mit Festlegung der Ziele und Grundsätze der zur Umsetzung des Rechts auf eine angemessene Wohnung durchzuführenden Maßnahmen (Art. 187, §1 wallonisches Wohnbau-gesetzbuch),
- Intensität der Nachholbemühungen im Rahmen des vorgeschlagenen Programms für die Gemeinden, die nicht über die erforderliche Anzahl an Übergangswohnungen verfügen,
- Intensität der Nachholbemühungen im Rahmen der Programme der vorliegenden kommunalen Legislaturperiode für die Gemeinden, die nicht über 10 % an öffent-lichen oder geförderten Wohnungen verfügen,
- tatsächliche Umsetzung und mögliche Verzögerungen der früheren Programme. 
3. Wählbarkeit der eingereichten Maßnahmen: 
- Konformität der Maßnahmen mit dem wallonischen Wohnbaugesetzbuch (CWL),
- Übereinstimmung des Standorts mit den von der Region gepriesenen Raumordnungsgrundsätzen (nach Billigung durch die Regierung werden die zuständigen Amtsträger gebeten, weder den Standort noch die Anzahl oder die Art der vorgesehenen Wohnungen in Frage zu stellen),
- Vollständigkeit der Unterlagen über Ausstattungen, Verkehrswege, öffentliche Bereiche bei Projekten über größere Wohnbauensembles,
- Durchführbarkeit der Maßnahmen im Rahmen des Programms 2014-2016.
4. Kohärenz der eingereichten Maßnahmen mit den regionalen und kommunalen Prioritäten: 
- Einhalten der Standortkriterien, 
- Einhalten der Prozentsätze für anpassungsfähige Wohnungen,
- Einhalten der Energieauflagen.
7. Hilfestellung für die lokalen Betreiber
Als Hilfestellung für die Betreiber und Kommunen bei der Ausarbeitung des Programms 2014-2016 werden von den Experten der Direction Générale de l'Aménagement du Territoire, du Logement et du Patrimoine und von der SWL entsprechende Infoveranstaltungen durchgeführt. 
8. Fristen
Das Rundschreiben sieht vor, dass die Programme bis zum 31. Oktober 2013 vom Gemeinderat verabschiedet und der Verwaltung übersandt werden müssen. 
B. GESETZLICHE BEZUGNAHMEN
Wallonisches Wohnbaugesetz, Artikel 187 bis 190.
C. AUSWIRKUNG AUF DAS BUDGET
Die Bewertung des für die Verankerung 2012-2013 erforderlichen Budgets erfolge bei Präsentation der Leitnote (note d'orientation) vom 16. Dezember 2010 und wurde der Finanzdirektion und dem Haushaltsminister vorgelegt. Die betreffende Note sah jährlich 65 Millionen [Euro] für die kommunale Verankerung vor, um etwa 1.600 Wohnungen pro Jahr zu schaffen, davon 600 in Bewirtschaftung. Das Verankerungsprogramm 2014-2016 basiert auf denselben Budgetgrundlagen. Die Übersicht mit den Ziehungsrechten im Anhang betritt also knapp 3.000 geförderte Wohnungen für die Verankerung 2014-2016 zuzüglich 1.800 Wohnungen, die in den 3 Jahren zur Bewirtschaftung übernommen wurden. 
Zu diesem Basisprogramm kommt ein zusätzlicher Betrag für das Jahr 2014. Dieser Betrag in Höhe von 14 Millionen [Euro] aus dem Marshall-Plan 2.VERT soll im Rahmen des Bündnisses für Arbeit und Umwelt (Alliance Emploi-Environnement) den Bau von 150 Wohnungen mit Passivhaus- oder gleichwertigem oder Plusenergiestandard ermöglichen. Diese Finanzierung wird ohne Ziehungsrecht gewährt und kann von allen Gemeinden in Anspruch genommen werden. 
D. BESCHEID DER FINANZAUFSICHTSBEHÖRDE
Bescheid am 24. Mai 2013 beantragt und am 27. Mai erhalten. Die erste Anmerkung bedarf keines Kommentars. Die zweite Anmerkung betrifft die Nutzung des Unterkontos CRAC, das in der vorliegenden Note nicht mehr verwendet wird. 
E. ZUSTIMMUNG DES HAUSHALTSMINISTERS
Zustimmung am 24. Mai 2013 beantragt
F. BESCHEID DES MINISTERS FÜR ÖFFENTLICHE VERWALTUNG ODER DES SACHMINISTERS
Nicht erforderlich
G. AUSWIRKUNG AUF DIE ÖFFENTLICHE VERWALTUNG
Gegenstandslos
H. AUSWIRKUNG AUF DIE BESCHÄFTIGUNG
Gegenstandslos
I. AUSWIRKUNG AUF DEN VERWALTUNGSAUFWAND
Keine
J. KAFKA-TEST
Nicht erforderlich
K. ENTSCHEIDUNGSVORLAGE
Die Regierung billigt den Inhalt der vorliegenden Note und billigt den Inhalt des Rundschreibens zum kommunalen Aktionsprogramm Wohnungsbau 2014-2016, siehe Anhang.
Sie beauftragt den für den Wohnungsbau zuständigen Minister mit der Vorbereitung einer Verordnung der wallonischen Regierung (arrêté du gouvernement wallon, AGW) zur Änderung der Verordnung vom 19. Juli 2001 in Bezug auf das kommunale Aktionsprogramm Wohnungsbau im Hinblick auf die Aufnahme einer Bestimmung zur Schaffung der unter Punkt 4. "Erster Teil" der vorliegenden Note genannten Berufungskammer.
Sie beauftragt den für den Wohnungsbau zuständigen Minister mit der Durchführung der vorliegenden Entscheidung.

Jean-Marc NOLLET
� Die Wohnungen dürfen nicht zu einem Wohngebäude gehören, das teilweise vermietet wird, um jegliche Probleme bei der Verwaltung zu vermeiden.


� Ein Praxisleitfaden ist unter folgender URL abrufbar: http://www.cmgv.be/images/stories/pdf/GUIDEgensduvoyage.pdf


� Diese Analyse kann aus Dokumenten zur Erarbeitung der Transversalen Strategiepläne, einer lokalen Agenda 21, einem kommunalen Strukturschema oder jeder anderen Studie stammen, die die Gesamtheit des Gemeindegebiets beleuchtet.
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